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Vorwort. 



Die vorliegende Abhandiang ist keine Streit- 
schrift ^ sondern eine wissenschaftliche Untersu- 
chung. Sie soll das Urtheil finden helfen, welches 
von Rechts wegen in dem grossen Kampf 
▼on Staat und ELirche su sprechen ist. Denn es 
ist ein Kampf um's Recht. Es ist kein Kriegs- 
▼er£fthren| welches durch die physische Gewalt| 
sondern em Rechtsverfahren, welches^ wenn schon 
durch kein Gericht| dennoch durch ideale Mächte 
entschieden wird. 

In Preussoi ist der Rechtsgang in sein erstes 
Stadium getreten. Die preussische Verfassung 
hatte der Kirche die Freiheit der Frivatcorpo- 
ration au den Privilegien der öffentlichen 
Corporation gegeben. Diesen inneren Widerspruch 
wollen die Vorlagen der preussischen Regierung 
beseitigen« Die Beschr&nknngen des kirchlichen 
Selbstregiments bedeuten die volle Verbindung der 
Kirche als eines öffentlichen Gemeinwesens mit 
dem Staat. Wenn dagegen die eine Partfiei im 
vermeintlichen Interesse der Kirche es für möglich 
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hüi, die Kirche zvan Staat zugleich in Treimimga- 
▼erhftltniBS (flir die SelbBtregiening) mid in Ver- 

bindungsverhältniss (für die Privilegien) zu setzen^ 
die andere Parthei im Interesse der Doctrin von 
der „fVeiheit^ die volle Trennung von Kirche und 
Staat anstrebt, als ob es möglich wäre, die Earche 
rechtlich einem Gesangverein oder Turnverein 
gleich zu behandeln, so liegt hier wie dort ein 
Verkennen der rechtlichen Natur der Kirche zu 
Grunde, an dessen Beseitigung kern. Anderer zu 
arbeiten fithig und berufen ist, als die Wissenschaft. 

In diesem Sinne habe ich mich entschlossen, 
die vorliegenden Blätter aus der Verborgenheit 
einer kirohenrechtlichen Zeitschrift vor das grosse 
Publicum treten zu lassen. 

Strassburg 22. Januar 1873. 

Rudolph Sohm. 
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Die Fragen: was ist Kirche? was ist Staat? 
bewegen gegenwärtig nicht blos die Wissenschaft, 
sondern das praktische Leben. Das Tatioanische 
Concil hat in Deutschland den Kampf zwischen 
Staat und Kirche heraufbeschworen. Wie zu den 
Zeiten der Reformatoren auf religiösem Gebiet, 
so ist wiederum jetzt auf kirchenpolitischem Gebiet 
Deutschland die Ehre des Vorstreits zugefallen. 
Der Kampf zwischen Staatsgewalt und Kircben- 
gewalt ruft auch die deutsche Wissenschaft in die 
Schranken. Sie hat unmittelbar an der Entschei- 
dung des Ejunpfes miteuarbeiten. Der Eounpf 
zwischen Staat und Kirche ist an erster Stelle ein 
Kampf nicht der realen Gewalten, sondern ein 
Kampf der Geister. Er fordert nicht snnftcbst die 
Schärfe des Schwertes, sondern die Schärfe der 
Begriffe. 

L Der Staat 

Die vielftltigen Verbände, welche die Formen 
des menschlichen Gemeinlebens darstellen, unter- 
scheiden sich und gewinnen deshalb ihre Definition 
durch ihre yerschiedenen Aufgaben. Der Begriff 
des Staats folgt aus der Aufgabe des Staats : nicht 
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aus der Fülle von Aufgaben, welche den modernen 
Staat kennzeichnet, d. h. nicht aus der Reihe von 
Aufgaben, welche für den Staat möglich sind, 
sondern aus der Aufgabe, welche überall wieder- 
kehrty wo uns der Staat begegnet| an deren Er- 
füllung wir das Dasein eines Staats erkennen, 
d. L aus der Aufgabe, welche dem Staat wesent- 
lich ist. Diese Au%abe ist die Vollstreckung des 
Rechtsgesetzes. Der BegriÖ; des Staats folgt aus 
dem Begriff des Hechts. 

Der Begriff des Rechts ist aus dem Begriff 
des ethischen Gesetzes zu ünden. Ethische Gesetze 
sind Willensgesetze um der Vollkommenheit des 
"Vraiens, d. h. um der Vollkommenheit des Men- 
schen willen. Willens Vollkommenheit ist die Con- 
gruenz des menschhchen Willens mit dem göttUchen. 
Das edlische Gesetz will die Aufhebung der Sünde, 
welche der Widerspruch des menschlichen Willens 
gegen den Willen Gottes ist 

Es giebt zwei Arten ethisdier Gesetze: Sitten* 
gesetze und Kechtsgesetze. Das Sittengesetz ist 
das geoffenbarte göttliche Gesetz des menschlichen 
Willens. Das Sittengesetz ist das ans dem Ver- 
hältniss des Menschen zu Gott unmittelbar 
folgende ethische Gesetz. Sein Ziel| und zwar sein 
unmittelbares Ziel ist die Aufhebung der Sthide, 
die Erfüllung des göttlichen Willens. 

Das Rechtsgesetz ist das menschlich henror- 
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gebrachte, deshalb der hktoriAchen Entstehung und 
Wandelung unterworfene ethische Oesetz. Das 

Eechtsgesetz folgt unmittelbar nicht aus dem Ver- 
hältniss des Menschen zu Gott, sondern aus dem 
Verhältniss des Menschen zum Menschen. Das 
Eechtsgesetz nimmt zu der Aufgabe der ethischen 
Gesetze eine andere Stellung als das Sittengesetz, . 
Das Rechtsgesetz stellt sich die Congruenz des 
menschlichen Willens mit dem göttlichen nicht zu 
seiner unmittelbaren, sondern nur zu seiner mit- 
telbaren Aufgabe. Die unmittelbare Auf- 
gabe des Rechts ist lediglich die Congruenz des 
menschlichen Willens mit dem menschlichen. Das 
Recht ist das Gesetz nicht der Unterordnung des 
menschUchen Willens unter den göttlichen, sondern 
der Ueberordnung des einen menschlichen 
• Willens über den andern. Das Recht will die 
Befreiung des Willens nicht wie das Sitteugesetz 
durch eigene Ueberwindungi sondern durch lieber* 
Windung fremden Willens. Das Recht will die Be- 
freiung des Willens durch Aufhebung desKampfes 
der verschiedenen menschlichen Willen gegen dn- 
ander, des bellum omnium contra omnes, d. h. 
durch Eegulirung der Wiliensherrschaft. Das 
Reehtsgesetz ist Machtgesetz, Gesetz der 
Machtverhältnisse innerhalb des menschlichen Ge- 
meinlebens. Damit ist der volle Gegensatz 
zwischen Sittengesetz und Rechtsgesetz gegeben* 
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Das Sittengesetz ist kein Macht yertheilendes Oe- 

setz. Aber das Recht ist Machtgesetz um des- 
selben letzten Zieles willen wie das Sittengesetz. 
Das Beoht ist Machtgesets tun der Aufhebung der 
Sünde, d. h. um der Erfüllung des Sittengesetzes 
willen. Von allen anderen Machtgesetzen unter- 
scheidet das Rechtsgeseta sich dadurch, dass es 
im Dienst des Sittengesetzes steht. Allerdings, das 
Becht ist weit entfernt, der Execntor fiir das 
Sittengesetz zu sein. Wäre das Rechtsgesetz das 
in Zwangsform erscheinende Sittengesetz, so würde 
das Recht die Aufhebung der Sittlichkeit be- 
deuten. Das Sittengesetz übt formell fiberall keinen, 
und materiell einen lediglich negativen Einfluss 
auf den Inhalt des Rechtsgeaetzes. Seinen Inhalt 
gewinnt das Recht ans sich selbst, und nicht aus 
der Moral. Aber diese Selbständigkeit des Inhalts 
ist weit entfernt, die Identität der Aufgabe von 
Sittengesetz und Rechtsgesetz auszuschliessen. Das 
Rechtsgesetz will die Congruenz des menschlichen 
Willens mit dem menschlichen, um die äusseren 
Hindernisse zu beseitigen, welche der sittlichen 
Entwickelung , der Congruenz des menschlichen 
Willens mit dem göttlichen, entgegenstehen. Das 
Recht will die freie Unterordnung unter das 
Sittengesetz ermöglichen. Es will die äussere Frei- 
heit um der inneren Freiheit willen. Für dasVer- 
hältniss des Rechtsgesetzes zum Sittengesetz, fl9r 
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diese sittliche Nothwendigkeit des Rechts- 
gesetzes ist die Thatsache^ dass wir die Bechts- 
pflieht sogleich als sittliche Pflicht empfinden, wie 
der klarste Ausdruck so der unwiderlegliche Beweis. 
Das Becht ist das ethische Gesetz der Macht ver* 
hftltmsse innerhalb des menschlichen Qemeinlebens. 

Der Staat ist begrifflich die Macht, welche 
das Hechtsgesetz ToUstreckt. Das heisst nach dem 
Vorigen: der Staat ist die Macht, welche das Qe- 
setz der Machtverhältnisse realisirt. Was das Recht 
als Qesetz, ist der Staat als Macht. Der Staat 
ist die Macht über den Machtverhldtnissen. Der 
Staat ist die höchste, souveräne Macht innerhalb 
des menschlichen Gemeinlebens. Die Sonveränetät, 
durch welche die Staatsgewalt sich yor allen an* 
deren Gewalten auszeichnet, folgt mit logischer 
Nothwendigkeit aus der Torher dem Staat als 
wesentlich gesetsten Aufgabe, nnd nur ans dieser. 
Die Souveränetät der Staatsgewalt erbringt zugleich 
rückwärts den Beweis für die gegebene Definition 
▼on Recht und Staat 

Weil der Staat Rechtsanstalt ist, ist er Macht- 
anstalti Anstalt zur Regulirnng der Machtverhält- 
nisse, zur Entwickelung der höchsten Macht. 
Der Staat unterscheidet sich von allen anderen 
Verbänden dadurch, dass seinem Begriff nach die 
Macht ihm Zweck ist. Der Staat ist um der 
Staatsgewalt willen da, ist da, damit eine allen 
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anderen Mächten überlegene , souveräne Mach 
existire. Und zwar im Dienst des Rechtsgesetzel 
d. h. zugleich im Dienst des Sittengesetzes. Del 
Staat ist dazu da, damit das ethische Gescti 
der Machtverhältnisse seine Realisimng finde. Wk 
das Recht, so ist der Staat ethisch gefordert, gel 
fordert um der höchsten Aufgabe des Menschenj 
der Vollkommenheit des Menschen willen. Gewisal 
der Staat ist nicht dazn da, das Sittengeset^ 
sondern nur das Hechtsgesetz zu exeq[uiren. Dei 
Staat soll, gleich dem Recht, nor eine negatiya 
fVmction im Dienste des Sittengesetzes Qhen. Ahe» 
er findet die Rechtfertigung seiner Existenz nicht 
in irgend welchen praktischen Vortheilen, sondern 
lediglich in diesem seinem ethischen Werth , den 
er als Hüter des Rechtsgesetzes imd damit als 
Diener des Sittengesetzes empfi&ngt Der StSat 
will, gleich dem Recht, die freie Unterordnung 
unter das Sittengesetz ermögUchen. Er will die 
ftnssere Freiheit um der inneren Freiheit willen* 
Der Staat ist, gleich dem Recht, die nothwendige 
Voraussetzung für die sittliche Entwickelung. 
Deshalb empfinden wir den Gehorsam gegen die 
Staatsgewalt zugleich als sittliche Pflicht-, äucli 
hier der klarste Ausdruck und der unwiderlegliche 
Beweis ftir die sittliche Nothwendigkeit der 
Staatsgewalt. Der Staat ist die ethische Macht 
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36 h 2"^' Regulirung der Machtverhältnisse des mensch- 



liehen Gemeinlebens* 
^ Der mittelalterliche deutsche Staat beschränkt 

5 fie« ^^^^ Aufgabe , deren Erfüllung den Staat 

jj^^ som Staat macht | die Volistreckong des Rechts- 
gesetses. In diesem Sinne ist der mittelalterliche 
Staat lediglich ein Kechtsstaat. Seine Aufgabe ist 
eine lediglich negative. 

Neben dem Staat besteht im Mittelalter eine 
ganze Reihe von anderen Verbänden, welche die 
^BÖn po^^^^^ Fürsorge für die Culturinteressen des 
1^ menschlichen Qemeinlebens sich snr Anfgabe setsen. 
^ Der mittelalterliche Staat bekümmert sich nicht 
♦ um die besonderen Interessen des Landbaas. Die 
landwirthschaftUche Polizei ist nicht Staatspolizei, 
^ sondern Markgenossenschaftspolizei, d. h. Polizei 
dfir uralten Verbände der Landwirthe. Die land- 
wirthschaftliche Gesetzgebung ist nicht Staatsge- 
setzgehung (es giebt überall im Mittelalter keine 
Gksetzgebungsgewalt des Staats), sondern Gesetz- 
gebung der Markgenossenschaft In der Land- 
wirthschaft ist die Forstwirthschaft enthalten. Die 
meisten Waldungen sind Markwaldangen. Es giebt 
keine staatliche Forstpolizei und keine staatliche 
Forstgesetzgebung. Forstpolizei und Forstgesetz- 
gebong ist In der Selbstregierungsgewalt der Mark- 
genossenschaften enthalten. Der mittelalterliche 
Staat kümmert sich ebenso nicht um die besonderen 
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Interessen des städtischen Lebens. In den Städten 
entwickelt sich das Gewerbe und seine Organisa- 
tion dnrch die ZunfWerfassung. Nicht dnrch Ein- 
greifen der Staatsgewalt. Der mittelalterliche Staat 
hat weder das Princip der Gewerbefreiheit | noch 
das Princip des Zonfltewangs. Die Gewerbepolisei, 
die Gewerbegesetzgebung wird nicht vom Staaty 
sondern von der Stadt als autonomer Corporation^ 
und in Unterordnung unter die Stadt von den 
Zünften, den Verbänden der Gewerbetreibenden! 
verwaltet Der mittelalterliche Staat kümmert sich 
ebenso wenig um das Unterrichtswesen* Die öffent- 
liche Erziehung ist im Mittelalter in den Händen 
der Kirche, nicht des Staates. 

Es ist im Vorigen eine Reihe von Aufgaben 
herausgegriffen, welche wir jetzt nur als Staats- 
aufgaben zu denken im Stande sind, denen nichts- 
destoweniger der mittelalterliche Staat sich entzieht. 
Der moderne Staat unterscheidet sich dadurch, 
dass er nicht blos Rechtsstaat, sondern zugleich 
Cniturstaat ist. Er setzt sich zur Aufgabe, nicht 
blos freie Bahn für die sittliche; sondern auch, 
soweit es nöthig ist, die positiven Voraussetzungen 
für die culturliche, menschenwürdige Entwickelung 
seiner Angehörigen zu schaffen. Die Aufgaben des 
modernen Staates als Culturstaats sind* nicht un- 
mittelbar durch den Begriff des Staates gefordert, 
aber sie folgen aus dem Begriff des Staats. Die 
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Anforderungen des Bechtslebens erzeugen den 
Staat, die höchste, souveräne Gewalt. Die Anfor- 
derungen des Culturlebens vermögen den Staat 
nicht zu erzeugen, aber ihn in ihren Dienst zu 
rufen. Die Thatsache, dass eine höchste Gewalt 
existirt, fordert ihre Thätigkeit heraus, sobald die 
Interessen des Culturlebens das Einschreiten einer 
höchsten Gewalt nothwendig machen« Die Zu- 
ständigkeit der höchsten Gewalt wirkt für den Staat 
wie berechtigend so Yerpflichtend. Die Staatsge- 
walt ist eine ethisch bestimmte, nicht eine egoistisch 
gerichtete Gewalt. Der Dienst, den die Staats- 
gewalt im Interesse der freien sittlichen Entwicke- 
lung zu leisten berufen ist, fordert ihre Thätigkeit 
heraus nicht bloss für die unentbehrliche Function 
der Vollstreckung des Bechtsgesetzes , sondern, 
soweit die ihr zustitaidige Macht überhaupt Dienst 
zu leisten im Stande ist. Der Staatsbegriff ist für 
das Mittelalter der nämliche wie für uns, aber die 
moderne Zeit unterscheidet sich dadurch, dass sie 
die Pflichten in ihrem vollen Umfang erkennt und 
anerkennt, welche dem Staat aus der Thatsache 
erwachsen, dass er die höchste ethischeMacht 
des menschlichen Gemeinlebens darstellt. 
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n. Die Kirche. 

Ohne Ausnahme und ohne Bedenken entnimmt 

die jetzt herrschende Lehre des Kirchenrechts den 
Begriff der Kirche der Theologie. Die katholischen 
Lehrer des Kirchenrechts stehen auf dem Boden 
der kathoHschen, die protestantischen auf dem 
Boden der protestantischen Lehre. Dort bilden 
die katholiachen BekenntnissBchriften , hier die 
Bibel und die protestantischen Bekenntnissschriften 
die Grundlage für die Definition Dort wird 
demgemftss nur die katholische Kirche als Kirche 
angesehen, hier die Zugehörigkeit auch der luthe- 
rischen und refonnirten Kirche zu der „Einen 
Kirche'' behauptet 

Von protestantischer Seite hat Jacobson 
eine besondere Untersuchung über den Begriff der 
Kirche und über das Verhältniss der Theologie 
zum Kirchenrecht angestellt Sein Besultat ist : 



*) Es genügt hier zu citiren: Phillips, Kirchenrecht 
I, S. 1). Lehrbuch §.2. Walter, Kirchenrecht (14. Aufl.) 

11. Schulte, Kirchenrecht I, S. 7. Lehrbuch (2. Aufl.) ! 
S. 5. — Richter-Dove, Kirchenrecht (7. Aufl.) §. 1. — 3. 
Mejer, Kirchenrecht (3. Aufl.) §. 1. ff. §. 59. 

*) Vgl. die Polemik bei R i c h t e r - D o v e , Kirchenrecht, 
ö.Aufl., §.2. Note 1. gössen Walter, Phillips, Schulte. 

Jacobson, KirchenrechtUche Versuche zur Begi'ün- 
dung eines Systems des Kirchenrechts. Erster Beitrag. 
Königsberg 1831. Abhandlimg U. lU. > 
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die Kirche ist ^das Reich Oottes", „die Vereini- 
gung aller Gläubigen in Christo und durch Christus 
mit Gott^, weiche Tom Theologen „mehr von der 
inneren geistigen^' , vom Juristen „mehr Ton der 
äusseren irdischen Seite" aufgefasst werde. Es 
ergiebt sich ihm demnach, dass ,,der Theologe 
und Jurist denselben Gegenstand bearbeiten** 

Von katholischer iSeite hat Gerlach sich 
monographisch über die Definition des Kirchen- 
rechts verbreitet Er fasst selber das Resultat 
seiner Untersuchungen dahin zusammen „Ohne 
zu wissen I was Recht und was Eorche ist, kann 
man zu einem Begriffe von Kirchenrecht nicht 
gelangen. Die Jurisprudenz aber definirt das Rechte 
und -die Theologie die Kirche**. 

Bei den katholischen wie bei den protestan- 
tischen Vertretern des Kirchenrechts kehrt dieselbe 
Grondansohauung wieder, dass der Begriff der 
Kirche auch für das Recht durch Glaubenssätze, 
nicht durch Rechtssätze bestimmt wird, dass der 
Begriff der Kurche im Rechtssinn mit dem Begriff 
der Kirche im Lehrsinn zusammenfällt, klarer 
ausgedrückt, dass ein Rechts begriff der 
Kirche nicht exiatirt. 

0 Jacobson a. a. 0. 8. 7. 122. 144. 
Gerlacb, Logisch-juristiBche Abhandlong Aber die 
Definition des Eurcbemeehts. Paderborn 1862. 

^ Gerlaeh, Lehrbooh des katholischen KiroheiirscbtB. 
2. Aufl. Paderborn 1872. S. 1. 

2* 
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Nur schwache Ansätze finden sich, und zwar 
bei proteBtantischen Schnftstellern, den Begriff der 
Kirche im Rechtssinn von dem Begriff der Kirche 
im Sinn der Glaubensbekenntnisse zu sondern. 
Für die kathoiische Auffassung ist schon die Kirche 
im Lehrsinn eine Ausserlich gestaltete, sichtbare 
Gemeinschaft, welche der rechtlichen Existenz 
unmittelbar Wng erscheint. Der protestantischen 
Lehre ist dagegen die Kirche die unsichtbarei 
äusserlich nicht dargestellte, noch darstellbare Ge- 
sammtheit aller wahrhaft Gläubigen. Der prote- 
stantische Kirchenbegriff drängt zur Unterscheidung 
der äusseren^ rechtlichen Kirchengemeinschaft von 
der Kirchengemeinschaft im Lehrsinn. Nichts- 
destoweniger ist auch hier die Frage nach dem 
K e c h 1 8 begriff der Kirche kaum einmal gestellt 
worden^). Die Aufgabe ist nur empfunden, nicht 

') Eine Anregimg zur Unterscheidung der »geistlichen« 
nnd »rechtlichen« Kirche hat Puchta, Einleitung in das 
Recht der Kirche (Leipzig 1840) S. 64 ff. gegeben, nnd folgt 
ihm V. Scheurl, die geistliche und die rechtliche Kirche 
(ISGl, in der Zeitschrift für Protestantisnuis und Kirche 
Bd. 41, S. 343 ff., jetzt in seiner Sammlung kirchenrecht- 
hcher Abhandlungen S. 2G5 ff.), doch l>p(?nügt sich Puchta, 
die »rechtliche« Kirche als »äussere Kirche« zu definii-en, 
und kommt auch v. Scheurl, der für eine Reilie von 
Einzelfragen den fraglichen Gegensatz treffend verwerthet 
hat, nicht darüber hinaus, die »rechtliche« Kirche im Gegen- 
satz zur »geistlichen« durch die »äiisserliche Nothwendigkeit«, 
welche ihrea Organismus zusammenhalte, za charaktensizen» 
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formtilirt, noch weniger eine reebtsgenügende L5- 
Biing gegeben worden. Der Gegensatz, aufweichen 
der protestantische Kirchenbegriff unmittelbar hin- 
führt, ist mit dem Gegensatz der unsichtbaren und 
der „sichtbaren" Kirche als identisch gesetzt 
worden y und damit die gerade für das Becht 
Gedanken treibende Kraft des protestantischen 
Kirchenbegrififs entkräftet. Der Begnä der sicht- 
baren Kirche erscheint bei protestantischen 
Schriftstellern als Surrogat des Rechtsbegriffs der 
Kirche ^a). Aber der Begriff der sichtbaren Kirche 
steht gleich dem Begriff der unsichtbaren Kirche 
auf dem Boden der Bekenntnisse, und nicht 
auf dem Boden des Kechts. Die sichtbare Kirche 

— Die Abhandlung yon Herrmann, üeber die Stellung 
der BeligioiliBgemeinBohaften im Staate (G(Mtmgen 1849) 
zeicfanet sich dureh Klarheit über die den rechtlichen 
UntetHohied y<m Kirche und Secte begrOndenden Momente 
Ava, doch lag es nicht im Plan seiner AnsfiUmnig, diese 
Frage zum eigentlichen Zielpunkt seiner Untersuchung za 
machen. — y. Schulte, Lehrbuch (2. Aufl.) S. 5. Note 18 
giebt einen dem Bachtsbegriff der Eircfae nahe kommenden 
Begriff als Definition der Kirche »fOx das Staatsrecht« (nicht 
för das Kirohenrecht), -welcher »zufolge der Entwiddung 
seit dem 16. Jahrhundert« yon »der Jurisprudenz« ausge- 
bildet sei. 

Vgl. z. B. Mejer, Kirchcrrccht, 3. Aufl. §. 4.: 
»Von Kircbenrecht kann seibstverstiindlich nur für diese 
sichtbaren Kirchen geredet werden.» Es sind die verschie- 
denen Bekenntnisskirchen im Gegensatz zu der Einen von 
Christus gestifteten Kirche gemeint. 
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ist als solche lediglich dne Kirche imLehrsinxii 
und nicht im Rechtssinn. Es braucht nur daran 

erinnert zu werden^ dass auch die sichtbare Kirche 
Luther' S| d.h. die an der richtigen Wort- und 
Sacramentsyerwaltnng erkennbare Kirche, nur 
eine Kirche ist und^ gleich der unsichtbaren 
Kirchci über die yersqhiedenen äusseren Bekennt- 
nissgemeinden sich verbreitet*). 

Es kommt darauf an, den Begriü' der Kirche 
für das Recht auf Rechtsboden zu stellen. So 
sicher das Wesen der Kirche für den Glauben 
unabhängig ist von der Entwickelung des Kirchen- 
begriffs durch das Recht, so sicher ist der Kirchen- 
begri£F für das Recht unabhängig von der Ver- 
schiedenheit der Glaubensbekenntnisse. Die zweifel- 
lose Thatsache^ dass es fUr das Recht nur einen 
Kirchenbegrifif giebt, schliesst die ebenso sweifel- 
lose Consequenz in sich, dass der Rechtsbegriff 
der Kirche ein anderer ist als der Lehrbegri& 

Gewiss, das Recht hat den Begriff der Kirche 
nicht aus sich hervorgebracht. Das Recht bringt 
überhaupt seine Begriffe nicht aus sich selbst her- 
vor, sondern schöpft sie aus den Ideen des ihat- 
sächlichen Lebens. Aber das Recht formulirt die 
Begriffe zum Zweck des eigenen Gebrauchs, um 
das Anwendungsgebiet seiner Rechtssätze zu be- 



•) Vgl. Bitschl, in dieser Z^tsohxift VIIL, 8* 282. ff. 



Digitized by 



23 



stimmen. Der Begriff der Kirche ist darch das 
Ohristenihiim in die Welt gebracht. Dem Alter- 

thum ist die religiöse Gemeinschaft integrirendcr 
Bestandtheil der Staatsgem^nschaft. Erst das 
Christe&dmm hat die Idee zugleich der Unab- 
hängigkeit des religiösen Verbandes vom politisch- 
nationalen^ nnd, vor allen Dingen, des selbstttn- 
digen ethischen Werthes der religiösen Oemein- 
schaft hervorgebracht. Der durch das Christen- 
thnm erzeugte Begriff der Kirche ist in das Recht 
eingetreten. Das Recht hat den Begriff der Kirche 
formulirt und ihn formuliren müssen für die Rechts- 
Sätze, welche auf die Kirche sich beziehen. 

Der Begriff der Kirche im Rechtssinn ist 
durch Rechtssätze gegeben. Deshalb steht 
der Begriff der Kirche im Rechtssinn selbständig 
dem Begriff der Kirche im Lehrsinn gegenüber. 
Uns inter^ssirt hier der Begriff der Kirche nur 
ftr das rechtliche Leben. In voUem Gegensatz 
zu der herrschenden Lehie lautet unsere Frag- 
stellung nicht schlechthin: was ist Kirche? son* 
dem: was ist Kirche im Rechtssinn? 

Kirche im Rechtssinn ist eine Corporation, 
d. h. eine äusserlich organisirte Gemeinschaft. 
Das Recht ist das Macht yertheilende ethische 
Gesetz des äusseren menschlichen Gemeinlebens. 
Für das Recht existiren nur die äusserlich er- 
kennbaren, die ab solche auch äusserlich auftre- 
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tenden Gemeinschaften. Erst die Verfassung 
bringt die Gemeinscliaft Mehrerer zur äuMwlichen^ 
und damit zur rechtlichen Existenz. Die Ver- 
fassung schafft den Gemeinwillen und die Organe 
des GemeinwiUens. Sie schafft die Gemeinschaft 
dadurch; dass sie dieselbe willens- und handlungs- 
fähig, und damit als Einheit nach aussenhin wirk- 
sam macht Die Verfassung erzeugt die Körper- 
lichkeit und damit die Sichtbarkeit der Corporation 
für das Becht. Kirche im Rechtssinn ist eine 
verfassungsmässig organisirte Gemeinschaft. 
Die Kirchenverfassung ist der Kirche im ßechts- 
sinn wesentlich. 

.Es folgt daraus, dass die eine Kirche im 
Lehrsinn, die Gemeinde der Heiligen (im prote- 
stantischen Sinne aufge&sst) für das Jßecht überall 
nicht existirt Die eine Kirche ist eine Kirche 
ohne Verfassung, ist eine Kirche, welche^äusserlich 
als Gemeinschaft nicht erscheint, ist deshalb 
eine Kirche nur für den Glauben, nicht flir das 
Eecht. £s folgt ebenso, dass auch die mehrfach 
angenoBomene *) jiCvangelisch-deutsche Gesammt- 
kirche", dass auch eine „lutherische Gesammt- 



•) So von Herrmann, Scheurl, Mejer. Vg^. 
Bierling, Gesetzgebungsrecht der eTangelisclien Landes- 
kirchen im Oelnete der Kirchenlehre (1869) S. 47. Note 27., 
der fliob sdber (S. 44, ff.) in sehr ansf&lirlicherDarsteanng 
gegen diese Ansicht ausspricht. 



üiyiiizea by Google 



25 



kirche'' für das Recht nicht vorhanden ist. Die 

protestantische Kirche unterscheidet sich von der 
katholischen dadurch | dass sie juristisch keine 
Einheit ist, weil sie ftosserlich nicht einheitlich 
organisirt ist. Nur in den einzehien Landeskirchen 
hat die protestantische ELirche Körperlichkeit und 
damit Existens fibr das Recht gewonnen. Soyiel 
Verfassungen^ soviel Kirchen im Rechtssinn. We- 
der die eine Kirche^ noch die |,eine^ Intherischci 
reformirte, evangelische Kirche ist eine Kirche für 
das Recht, denn die Kirche im Rechtssinn ist eine 
Corporation. 

Wie der Staat, so unterscheidet die Kirche 
im Rechtssinn von anderen Verbänden sich durch 
ihren Zweck. Kirche im Lehrsinn ist die Ge- 
meinde der Heiligen. Kirche im Rechtsnnn ist 
ist die äussere Gemeinschaft , deren Zweck die 
Erziehung der Gemeinde der Heiligen durch Ver- 
waltung der Heilsmittel, durch Wort- und Sacra» 
mentsverwaltung ist. Kirche im Rechtssinn ist 
eine Corporation zur Verwaltung der 
Heilsmittel, eine äusserlich organisirte Heils- 
anstalt. 

Mit diesem Zweck der Kirche hängt das 
andere, den Rechtsbegriff der Kirche vervoltstSn- 
digende, juristisch die Kirchencorporation vor 
anderen Corporationen auszeichnende Moment zu- 



26 



sammen : die Kirche im HechUtiun ist eine öf f ent* 
liehe Corporation. 

Die Corporationen zerfallen in öffentliche und 
Privatcorporationen. Den Gegensatz — es ist ein 
lediglieh dorch juristische Gründe bestimmter 
Gegensatz — erzeugt die verschiedene Stellung, 
welche das Jäecht zu der Corporation einnimmt 
Die Privatcorporation ist nnr ftir das Privatreehti 
die öffentliche Corporation auch für das öffentliche 
Becht vorhanden. Die Privatcorporation existirt 
nur für das Privatrecht, als abstractes vermögens- 
fähiges Wesen, weil das Recht den Zweck der 
Privatcorporation, und damit ihren etwaigen ethi- 
schen Werth, ignorirt. Die öffentliche Corporation 
dagegen ist die Corporation mit rechtlich rele- 
vantemi mit rechtlich anerkanntem Zweck, sie ist 
die um ihres Zweckes willen durch Rechts- 
Sätze dem Staat ethisch gleich werthig 
gesetzte Corporation. Der Staat steht im Dienst 
des ethischen Gesetzes. Die öffentliche Corpo- 
ration ist die vom Recht als gleich ethisch 
nothwendig behandelte Corporation. Die Rechts« 
Sätze, welche den gleichen ethischen Werth der 
Corporation mit dem Staat ausdrücken, sindRechts- 
sätze des Staatsrechts. Es sind Reehtssätze, welche 
den Staat zum Dienst der öffentlichen Corpo- 
ration nothigen, welche den Staat zur A nth eil- 
nahm e an dem Leben der Corporation berufen. 
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gerade um ihres ethischen Werthes willen. Die 
Privilegirung der öffentlichen Corporation 

durch den Staat, und die Beeinflussung des 
Corporationslebens in der öffentlichen Corporation 
dnrch den Staat sind die heiden Momente, in denen 
der vom Staat der Öffentlichen Corporation zu 
leistende Dienst zum Ausdruck kommt Das 
innere Lehen der P r i v a t corporation ist dem 
Staat gleichgültig. Die öffentliche Corporation ist 
die dnrch ihr inneres Leben als solches den 
Staat interessirende Corporation , ist die 
Corporation, gegen deren Entwickelung und Aus- 
gestaltung der Staat von Rechtswegen nicht 
gleichgültig sein darf. Die Rechtssätze, 
welche die Pflicht des Staates als der höchsten 
ethischen Macht nicht blos aur poliseiiichen lieber^ 
wachung des Corporationslebens (die Corporations- 
polizei ist vom Staat auch der Privatcorporation 
gegenüber zu handhaben) , sondern zur Bethei- 
ligung am Corporationsleben berufen, diese 
Hechtssätze bringen die ethische Gleichberechti- 
gnng der Corporation mit dem Staat zum juristi- 
schen Ausdruck, sie begründen das Wesen der 
Öffentlichen Corporation. Wir können den Begriff 
der öffentlichen Corporation demnach auch dahin 
definiren : öffentliche Corporation ist die 
mit dem. Staat in Verbindung stehende 
Corporation. 
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£» erhellt die volle Bedeutang des Satzes, 
dass Kirche im Rechtsinn nur die mit öffent- 
licher Corporationsqualität bekleidete Kircben- 
gemeinschafit ist. An diesem Punkt ist das allein 
juristisch die Kirche und die blosse Religionsge- 
sellschaft unterscheidende Moment gegeben. Blosse 
Beligionsgesellschaflt, Secte im Bechtssimii ist die 
Gemeinschaft zur Verwaltung der Heilsmittel mit 
blosser Privatcorporationsqualität, Kirche im Rechts- 
sinn die Gemeinschaft mit öffentlicher Gorporations» 
quaUtät. 

Die hervorgehobene Eigenschaft der Kirche 
im Rechtssinü setat sie durch ihren Begriff aa 
dem Staate in Beziehung. Die Consequenzen des 
aufgestellten Satzes, zugleich die Beweisgründe, 
welche seine Richtigkeit ergeben, entwickeln sich 
an der Hand der Lehre des Verhältnisses von 
Staat und Kirche, welche den eigentlichen Ziel- 
punkt unserer Untersnchong darstellt 

III. Das Verhältniss von Staat und Kirche. 

Kirche im Reohtssinn ist eine yer&sBungs* 

massig organisirte Corporation, d. h. eine Corpo- 
ration mit Corporationsgewal t. Keine Cor* 
poradon ohne Corporationsgewalt Die Corpo- 
rationsgewalt wird nothwendig durch die Verfas- 
sung erzeugt Die Verfassung bewirkt die Or- 
ganisation der Gesammtheit, die Erzeugung des 
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GesammtwiUens , welcher die Oesanimtheit ssur 

Gesammtheit macht, durch Subordination, 
durch Unterordnnng der Einzelnen unter die Ge- 
sammtheit , d. h. durch Erzeugung und Verthei- 
lung der Corporationsgewalt. Deshalb giebt es, 
wie keine Corporation ohne CorporationsTerfaB- 
8ung, 80 keine Corporation ohne Corporations* 
gewalt. 

Die Kirchengewalt ist Corporationsgewalt| 
nicht Staatsgewalt. 

Die Kirche ist Heilsanstalt. Der Staat ist 
nicht Heilsanstalt Die Aufgaben der Kirche sind 
andere als die des Staats. Die Kirche hat nicht 
Staatsaufgaben ; sondern ihre eigenen Aufgaben 
zu erfüllen. Die Kirche ist niobt um des Staates 
'mllen, sondern um ihrer selbst willen da. I)ie 
Existenz der Kirche folgt nicht aus der Existenz 
des Staats. Den Grund ihres Bestehens trägt die 
Kirche in sich selbst. Die Kirche ist Heils- 
Anstalt, nicht Staatsanstalt. 

Die entwickelten Sätze bedeuten die Ver- 
schiedenheit von Staat und Kirche, be- 
deuten die Thatsache, von der schon im Vorigen 
ausgegangen ist, dass die Kirche nicht Glied des 
Staates, sondern em selbstständiger Organismus 
ist, dass die Kirche eine dem Staat gegenüber 
«tehende Corporation darstellt 

Die Verschiedenheit von Staat und Kirche 
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bedeutet aber ferner Verschiedenbeit von 

Staatsgewalt und Kirchengewalt. Der 
Staat ist nicht Kirche^ die Staatsgewalt bewegt sich 
nicht in der Richtnng der Eirchenzwecke: die 
Staatsgewalt ist nicht Kircheng e- 
walt^^). Sie ist in der Staatsgewalt nicht ent- 
halten. Sie ist von der Staatsgewalt nicht abge- 
leitet. Sie ist durcli die organisatorischen Vor- 
gSoge geschaffen, welche die K i r c h e, nicht durch 
diejenigen ; welche den Staat erzeugt haben. Die 
Entstehung der Kirche ist zugleich Entstehung 
der Kirchengewalt Die Kirchengewalt steht der 
Kirche nicht kraft staatlicher Verleihung, sondern 
kraft ihrer Existenz zu. Die Kirchengewalt ist 
eine der Kirche eignende Gewalt Das heisst : 
die Kirchengewalt ist C o r p orationsgewalt| 
nicht Staatsgewalt. 

Aus der Thatsachci dass der Staat nicht Sab- 
ject der Kirchengewalt ist, folgt, dass ihm grund- 
sätzlich die Ausübung der Kirchengewalt nicht 
zosteht Im Princip ist die Kirchengewalt von 
der Kirche, d. h. von ihrem Trftger, zu verwalten. 



") Es braucht kaum bemerkt zu werden, dass hier 
unter Kirchengewalt nur das s. g. jus in sacra, die Regie- 
rungsgewalt i n der Kirche , welche die einzige wahre 
Kirchengewalt ist, nicht das s. g. jus circa sacra, die Kir- 
chenhoheit, die Kegierungsgewalt über die Kirche, welche 
ihrem Begriit' nach Staatsgewalt ist, verstanden wird. 
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Die Verschiedenheit von Staatsgewalt und Kirchen- 
gewalt bedeutet die Verschiedenheit von 
Staatsregiment und Kirohenregiment 
Das Kirchenregiment ist im Staatsregiment nicht 
enthalten« Der Territorialismus, die Kirche als 
StaatBanstalt und deshalb die Ejrchengewalt ab 
Bestandtheil der Staatsgewalt setzend, folgerte 
consequent die Identität von Staatsregiment und 
Kirohenregiment, d. h. die Regierang der Kirche 
durch den Staat. Aus der Thatsache, dass die 
Kirche nicht integrireudes ölied des Staates ist, 
ergiebt sich umgekehrt mit der gleichen logischen 
Nothwendigkeit das Sei bat regiment der Kirche. 
Das Becht, sich selber zu regieren, ist ein der 
Kirche kraft ihres Begriffes angeborenes Recht. 
Die Kirche ist ihrem Wesen nach eine sich selber 
regierende Corporation. Die moderne Entwicke- 
lung steht im Begriff, diesen Satz auch für die 
protestantische Kirche zur Wahrheit zu machen. 
Das Kirchenregiment ist Gorporationsregi- 
ment, nicht Staatsregiment. 

Aber die Kirche ist eine öffentliche 
Corporation. 

Die Kirche ist Heilsanstalt. Die Kirche setzt 
sich zur Aufgabe, Lehrerin, Vei'walterin, Hüterin 
der göttlichen Heilsordnung zu s^. Die Kirche 
predigt die göttliche Offenbarung über das Ver- 
hältniss des Menschen zu Gott: das Sittengesetz. 
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Sie predigt die Sühne des Gesetzes: die Erlösung. 

Die Kirche steht in unmittelbarem Dienst des 
Sittengesetzes. Ihr unmittelbares Ziel ist die £r- 
fiBllnng des göttlidien Willens: die Aufhebung 
der Sünde. Ihre Aufgabe ist die höchste Auf- 
gabe, welche der Menschheit gestellt ist: die Voll- 
kommenheit des Menschen. Ihre Aufgabe ist die * 
gleiche wie die des Staats. Staat und Kirche 
stehen Beide im Dienst der menschlichen Voll- 
kommenheit, der Staat im Dienst des Rechtsge- 
setzes, die Kirche im Dienst des Sittengesetzes. 
Wie der Staat unmittelbar durch das Rechtsgesets, 
so ist die Kirche unmittelbar , durch das Sitten- 
gesetz gefordert. Die Zweitheilung der ethischea 
Gesetze ergiebt die Zweitheilung der ethischea 
Mächte. Die Kirche ist ethisch gleich nothwen- 
dig wie der Staat. Die Kirche ist ethisch 
gleichberechtigt mit dem Staat. 

Die entwickelte ethische Gleichberechtigung 
der Kirche mit dem Staat ist als solche rechtlich 
nicht vorhanden, macht als solche die Kirche noch 
nicht zur öffentlichen Corporation. Sie gelangt 
zur rechtlichen Existenz und Bedeutung erst 
durchRechtssätze, welche die ethische Gleich- 
berechtigung der Kirche mit dem Staat realisiren, 
rechtlich zum Ausdruck bringen. Eine Ötfentliche 
Corporation ist die durch Rechtssätze mit 
dem Staat als ethisch gleichwerthig gesetzte 
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Corporation. Die Kirche wird zur öffentiicheii 

Corporation, sie wird zur Kirche im Rechtssinu 
erst durch das öffentliche Recht. 

Die RechtssStze, welche die ethische Gleich- 
berechtigung der Kirche mit dem Staat ausspre- 
chen! ^® nämlichen I welche überhaapt das 
•Wesen der öffentlichen Corporation begrOnden. 
Sie sind an erster Stelle privilegirende Rechts- 
sätze. Dahin gehört die Behandlang der Kirchen* 
beamten als öffentliche Beamten: die Zntheilong 
der Beamtenprivilegien (beneficium competentiae 
n. 8* w.) auch an die Kirchenbeamten, die G-e- 
währuDg des Öffentlichen Glaubens auch die 
von Kirchenbeamten ausgestellten Zeugnisse. Da- 
hin gehört die Zusage des weltlichen Arms für 
die Verfügung kirchlicher Verwaltungs- und Ge- 
richtsbehörden : die Execution der kirchlichen Ab- 
gaben, die Vollstreckung geistlicher Urtheile. Da- 
hin gehört die Anerkennung geistlichen Rechts, 
z. B. des Eherechts, als von nicht blos geistlicher, 
sondern auch weltlicher Wirkung. Dahin gehört 
die Sorge des Staates für die Ertheilung des Reli- 
gionsunterrichts, die üebung des staatlichen Schul- 
zwangs ^ im Interesse desselben, die Errichtung 
theologischer Facultäten an den Hochschulen. 
Dahin gehört die Bekleidung der kirchlichen An- 
stalten mit juristischer Persönlichkeit (Vermögens- 
fähigkeit). Dahin gehört die Ausstattung der 

3 
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Kirche mit Staatsmitteln. Dahin gehört endlich 
auch die Gewährung der Zeichen der Oefifentlich- 
keitf des öffentlichen Gk>ttesdiensteSy des Qlocken- 
geiäutes n. s. f. 

Es versteht sich von selber, dass weder die 
Fülle der aufgefiihrten Privilegitti für die Eigen- 
schaft der Kirche als einer Öffentlichen Corporation 
nothwendig ^')| noch auch die Gewährung eines 
oder des anderen Privilegs (z. B. der Zeichen 
der O Öffentlichkeit, einer Dotation) hinreichend 
ist. Es kommt darauf an, dass in Privilegien der 
gedachten Art das ethische Interesse des Staates 
an der Kirche ausgesprochen sei, dass die Gleich- 
stellung von geistlichen Beamten und Staatsbe- 
amten! Ton geistlichem Becht und weltlichem 
Recht, von geistlicher Bildung und weltlicher Bil- 
dung u. 8. f. die Idee der ethischen Gleichberech- 
tigong der Kirche mit dem Staat an realisiren 
bestimmt ist. Es kommt darauf an, dass die ethi- 
sche Gleichberechtigung der Kirche mit dem Staat 
Princip des öfibntUchen Rechts sei. 

Die Rechtssätze, welche die ethische Gleich- 
berechtigung der Kirche mit dem Staat ausspre- 

Die Aufhebung der weltlichen Kraft des geistUohen 
Eherechts, d. h. dk ESnfUmmg der Civilehe, bedeutet z. B. 
für sich allein noch keine Behandlung der Kirche als 
Privatcorporation, d. h. noch keine Trennung der Kirche 
vom Staat. 
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eben, Sinei aber auch ebenso Mach tmindernde 

Rechtssätze für die Kirche. Derselbe ethische 
Werth des kirchlichen Lebens, welcher jene Pri- 
Tilegien der Kirche zuwendet, höth igt den Staat 
kraft sitthcher Pflicht, sich zu dem kirchlichen 
Leben nicht blos durch Ertheilung von Privilegien^ 
sondern unmittelbar durch F($rdengig und Antheil- 
nahme in Beziehung zu setzen. Gewiss: die 
Staatsgewalt ist nicht Kirchengewalt, die Kirche 
hat sich selbst ^ nicht der Staat die Kirche zu 
regieren. Aber die ethische Bedeutung der Kirche 
fordert Antheilnahme des Staats an der Aas- 
übung der Kirchengewalt, fordert, dass der Staat 
sich nicht gleichgültig gegen das innerkirch- 
liche Leben verhalte, fordert, dass der Staat mit 
der Kirche am kirchlichen Leben arbeite. Der 
Staat ist die höchste ethische Macht des mensch- 
lichen Gemeinlebens. Der Dienst, welchen der 
Staat dem ethischen Gesetz zu leisten hat, nimmt 
seine Machtentwickelung auch innerhalb der Kirche 
in Anspruch, soweit staatliche Machtentwickelung 
nöthig ist, um den Staat von der Erfüllung ihrer 
hohen Aufgaben seitens der Kirche zu vergewis- 
sern. Gerade weil der Staat sich dessen bewusst 
ist, dass die Kirche mit ihm an demselben Ziele 
arbeitet, dass die Kirche dem Kechts- und Staats- 
leben seine sittliche Grundlage zu bereiten berufen 
ist, dass die Erfüllung der Kirchenaufgaben für 

3* 
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den Staat nicht gleichgültig ist, — ist ea 
die Pflicht des Staates, nicht blos, negativ ein- 
schreitend, Kirchenhoheit, d. h. Vereinspolizei, 
gegen etwaige Ausschreitungen des kirchlichen Le- 
bens, sondern positiv zu einem Theile die Elirchen- 
gewalt selbst m i t der Kirche zu üben. Der Staat 
hat mit am Steuer zu stehen, um mitzuhelfen, 
dass das Schiff der Kirche die rechte Bahn halte. 
Es liegt darin nicht eine Herabsetzung der Kirche. 
Die Betheiligung des Staats an der Ausübung der 
Eirchengewalt ist umgekekrt die rechtliche 
Form für die Anerkennung der Kirche 
als ethisch gleichberechtigt mit dem 
Staat. Die Machtminderung, welche der Kirche 
durch die Theilnahmerechte des Staates wider- 
fahrt, ist Ausdruck desselben Rechtsprincips, 
dem die vorhin entwickelte Machterhöhung durch 
die Privilegien des öffentlichen Rechts entspringt. 
Die Machtminderung der Kirchengewalt durch 
die Theilnahioerechte des Staats ist, genau ge* 
dacht, ebenso wie jene Vorrechte, ein Privileg 
der Kirche. Sie zeichnet gleichfalls die Kirche 
als öffentliche Corporation vor den Private orpo- 
rationen aus. Sie ist in gleicher Weise Ausdruck 
des ethischen Interesses, welches der Staat 
dem kirchlichen Leben, nicht dem Leben der 
Privatcorporation zuzuwenden berufen, und um 
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seiner selbst, um seiner höchsten Aufgaben willen 
zuzuwenden verpflichtet ist. 

Aus diesem Gedankeugaog ergeben sieh die 
Befugnisse, welche das moderne Hecht insbeson- 
dere für das Verhftltniss des Staates zur katholi- 
schen Kirche entwickelt hat: die Mitwirkung der 
Staatsgewalt bei der Ernennung der geistlichen 
Beamten, der Bischöfe wie der niederen Geistlich- 
keit, auch die Einwirkung, welche herkömmlich 
von den katholischen Mächten bei der Fapstwahl 
und bei der Ernennung von Cardinftlen geübt 
wird, die Mitwirkung des Staats bei der kirch- 
lichen Vermögensverwaltung n. s. f. Insbesondere 
i^llt unter den gegebenen Gesichtspunkt auch der 
Einfluss, welcher in einer Reihe von deutschen 
Staaten (Bayern, Württemberg, Baden) auf die 
wissenschaftliche Ausbildung, auch auf die theo- 
logisch-wissenschaftliche Ausbildung der Geistlichen 
geübt wird. Das Interesse des Staates an der 
rechten Verwaltung des geistlichen Amts, welches 
seine Mitwirkung bei der kirchlichen Stelienbe- 
setzung begründet, berechtigt ihn ebenso, an die^ 
Bern vor Allem entscheidenden Punkt, der ge- 
sammten Ausbildung der Geistlichen, neben der 
Kirche bestimmend in die inner kirchliche 
Entwickelung einzugreifen^'). 



'*) Dies hat aehon Deve in Biditer^a Eucheniedit» 



38 



Gewiss kann auch an dieser Stelle kein fer- 
tiger Catalog der Befagniase gegeben werden, 
welche dem Staat auf dem Oebiete des Kirchen- 
regimentes zuzuweisen sind. £s genügt, klar zu 
stelleDi dass diese Minderung des Selbstregiments 
der Kirche nur die andere Seite der Privilegipüng 
der Kirche ist, dass sie mit der gleichen Noth- 
wendigkeit aus der höchsten Werthschätzung des 
kirchlichen Lebens seitens des Staates hervorgeht, 
dass sie keine Bevormundung^ , sondern die 
rechtliche Anerkennung der ELirche darstellt 
Zugleich ergiebt sich aus diesem G^chtspunkt 
das Maass der staatlichen Einwirkung auf das 
Gebiet des kirchlichen Lebens. Der Staat soll 
das Selbstregiment der Kirche nicht aufhebe, 
sondern nur beeinflussen , soll unter möglichster 
Wahrung der kirchlichen Autonomie nur dafür 
zu sorgen berechtigt sein, dass die kirchliche Ent- 
wickelung nicht in Widerspruch mit jenen 
edlischen Literessen trete ^ zu deren höchstem 
Wftchter er, der Staat selber, bestellt ist Gerade 
in Anerkennung der Kirche als einer dem Staat 
ethisch gleichstehenden Macht sieht der Staat sich 
berufen, seinen Posten nicht blos der Kirche 

6. Aufl. S. 499. Note 28. mit Recht hervorgehoben. Da- 
gegen Hinschius, Kirchenrecht I., S. 60., dessen An- 
schauung Dove jetzt in der 7. Aufl. S. 535. Note 30. 
erfblgreich bekämpft. 
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gegenüber, sondenii soweit erforderlich, innerhalb 
der Kirche selbst zu nehmen. 

Aus der rechtlichen Relevanz des Zwecks, 
dorch welche die öfientliche Corporation yor der 
Privatcorporation sich auszeichnet, aus dem Um« 
Stande; dass an dem Corporationsleben der öffent- 
lichen Corporation der Staat von Rechts wegen 
interessirt ist, folgt auch für die Kirche als öffent- 
liche Corporation die doppelte Wirkung: Privi- 
legirnngdttrch denStaat, undBeeinflnssung 
durch den Staat. 

Die Bedeutung des Satzes, dass die Kirche 
im Bechtssinn eine öffentliche Corporation ist, hat 
sich aus dem Vorigen ergeben. Der Beweis des 
aufgestellten Satzes ist zugleich dadurch erbracht 

Die Priyatcorporation ist die Corporation mit 
rechtlich irrelevantem Zweck. Zu den Zwecken 
der Priyatcorporation nimmt das Becht nur eine 
negative Stellung, indem es Vereinigungen zu un- 
sittlichem oder sonst unerlaubtem Zweck verbietet j| 
im Uebrigen ist die Aufgabe der Privatcorporation 
von Bechtswegen gleichgültig. Das Becht sieht 
in der Privatcorporation nur einen Verein zu 
irgend welchem Zweck. Es gewährt der Pri- 
vatcorporation die Vermögensfthigkeit, d. h* die 
privatrechtliche Voraussetzung für die Erreichung 
ihres Zwecks, ohne sich um die Bealisurang des 
. Zweckes, die innere Entwickelung des Corpora- 
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tionslebens zu kfimmern. Die verachiedenen Privat- 

corporationen sind deshalb für das Recht ununter- 
flcheidbar, denn das Beeilt ignorirt den Zweck, 
welcher das factisch nntencheidende Moment dar- 
stellt. Es giebt juristisch keine Arten der 
PrivatcorporatioiL £in literarisches Museam ist 
dem Recht genaa dasselbe wie ein Privatverein 
zu künstlerischen oder zu sittlichen oder zu 
sonstigen Zwecken* Der Staat steht su der einen 
Privatcorporation so wenig in Beziehung wie zu 
der andern. Die Privatcurporation existirt deshalb 
nur für das Privatrechti nicht für das öffentliche 
Recht 

Behandelt das Recht die Kirche als Privat- 
eorporationi setzt das Recht den Zweck der Kirche 
als einen der vielen rechtlich irrelevanten Vereins* 
zwecke, so wird die ethische Bedeutung der Kirche 
als Oemeinschaft zur Verwaltung der Heilsmittel 
von Rechtswegen ignorirt Die Kirche als 
Privatcorporation ist juristisch ein von anderen 
Privatoorporationen nicht unterscheidbarer 
Verein. Die Kirche als Privatcorporation ist 
keine besondere Art der Corporation. Ist 
die Kirche blosPrivatcorpcMration) so ist derZweck^ 
und damit ihre Kirchenei gensohaft von 
Hechtswegen gleichgültig. Die Kirche als Privat- 
corporation ist ein Verein, -der einem literarischen 
Museum und anderen Privatvereinen rechtlich 
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vollkommen gleich steht Die Kirche ab 
Privatcorp or ation ist für das Recht nichtKirche| 
sondern blosses vermögens&higes Wesen. Die 
Kirche als Priratoorporation ist for das Recht als 
Kirche überall nicht vorhanden. Behandelt das 
Recht jegliche kirchliche Gemeinschaft lediglich als 
Privatcorporationy so existirt überall keineKirche 
im Rechtssinn, weil von Rechtswegen das die 
Kirche unterscheidende Moment, der Kirchenz weck, 
ignorirt wird. Nur die Kirche, welche öffientliche 
Corporation ist, existirt als Kirche für dasRecht^ 
unterschieden von andere Vereinen. Kirche 
im Rechtssinn ist nur die öffentliche 
Corporation zur Verwaltung der lleils- 
mittel. Die öffentliche Corporationsqualität ist 
gleichbedeutend mit der rechtlichen Relevanz 
des Kirchenzwecks, mit der Existenz der Kirchen- 
eigenschaft fiir das Recht* 

Eine Reihe von Consequenz^ ist in dem ge* 
wonnenen Satz enthalten. 

Die öffentliche Corporation ist eine mit dem 
Staat in Verbindung stehende Corporation (oben 
S. 25). Es ist schon gezeigt, in welche Art von 
Verbindung die Kirche als öffantliche Corporation 
mit dem Staat tritt. An dieser Stelle ergiebt sich 
ganz klar Begriff und Wirkung des viel gemiss- 
hrauohten Schlagwortes: Trennung von Staat und 
Kirche. Die Trennung von Staat und Kirche be< 
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deutet die Behandlung der Kirche ab Privat- 

corporation: die Ignorirung des Kirchenzweckes 
durch das Eecht| und demgemäss durch den Staat. 
Die Trennung von Staat undELirche bewirkt einer- 
seits die volle Loslösung der Kirchengewalt von 
den Theilnahm er echten der Staatsgewalt! also die 
YoUe Freiheit des kirchlichen Selbstregiments: der 
Kirche als Privatcorporation gegenüber hat der 
Staat, eben weil ihr inneres Corporationsleben als 
rechtlich gleichgültig gilt, nur Vereinspolizei 
(Kirchenhoheit) auszuüben. Die Privatcorporation 
unterscheidet sich von der Öf^tÜchen Corporation 
durch die volle Freiheit ihrer inneren Bewegung. 
Die Trennung von Staat und Kirche bewirkt die 
Aufhebung der vorhin entwickelten Rechte des 
Staats, kraft deren er positiv auf die Verwaltung 
des Kirchenregiments einwirkt. Andererseits ist 
aber Trennung von Staat und Kirche gleichbe- 
deutend mit der Aufhebung auch der Privilegien 
der Kirche, mit der Beseitigung der Gleich- 
stellung geistlicher und öfiEentlicher Beamten^ geist- 
lichen und öffentlichen Rechts, geistlichen und öf- 
fentlichen Unterrichts. Die Kirche entzieht sich 
durch die Trennung vom Staat zugleich der Macht- 
minderung und der Machterhöhung, der Beein- 
flussung durch den Staat und der Privilegirung 
durch den Staat, welche ihre Verbindung mit dem 
Staat hervorbringt. Sie tritt in die volle Freiheit^ 
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aber auch in die volle öffentlichrechtliche Bedeu- 
tungslosigkeit der Privatcorporation ein: sie ver- 
Bohwindet für das dffentliohe Recht. Aus dem 
Vorigen ergiebt sich, dasB diese „Trennung" von 
Staat und Kirche juristisch keine Trennung, 
sondemVernichtungderKircbe imBechts- 
sinn bedeutet. Die Kirche, welche blosse Privat- 
corporation ist, ist juristisch keine Kirche. Die 
„Trennung" von Staat und Kirche bedeutet das 
Verschwinden der Kirche für das Recht. Es 
giebt dort keine Kirche im Kechtssinui wo die 
Kirche lediglich als Privatcorporation gestellt ist 
Der Kechtsbegriff der Kirche fordert 
die Verbindung von Kirche und Staat. 

Vorhin hat sich die Verschiedenheit von Staat 
und Kirche, von Staatsgewalt und Kirchengewalt 
ergeben. Hier stellt sich heraus , dass die Ver- 
schiedenheit nicht zur Trennung, sondern zur Ehe 
führt. Die „Ehe" von Staat und Kirche ist noth- 
wendig, damit überall neben dem Staat eine Kirohci 
neben der Staatsgewalt eine Eirehengewalt im 
ßechtssinn vorhanden sei. Und es steht ausser 
Zweifel: es soll im Staat eine Kirche nicht blos 
factisch, sondern auch von Rechtswegen existiren. 
Das öffentliche Kecht soll die Thatsache nicht 
ignoriren, dass neben dem Staat die Kirche als 
ethisch gleichberechtigte Gemeinschaft erwachsen 
ist. Die Ueberzeugungi welche das Christenthum 
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in die Welt gebracht hat , dass die Kirche als 
Heikanstalt ethisch gleich nothwendig neben dem 
Staate steht, soll auch im Recht ihren Aasdrack 
finden. Gerade der Umstand, da.ss die Trennung 
von Staat und Kirche mit der Ignorirung der 
Kirche durch Recht nnd Staat gleichbedeutend 
ist, zeigt, dass die Trennung von Staat und Kirche 
sowohl mit der Aufgabe des Rechts, welches die 
dem ihatsächlichen Leben adäquate Norm sein ^ 
soll, wie mit dem Wesen des Staates als der 
höchsten ethischen Macht in Widerspruch 
steht Der Staat ist der Hüter des Rechtsgesetzes 
um des Sittengesetzcs willen. Er m u s s an der 
Kirche interessirt sein, der Predigerin des gött- 
lichen Gesetzes. Nicht ungestraft kann der Staat 
die gewaltige sittliche flacht ignoriren, deren Trä- 
gerin die Kirche in jeder ihrer Erscheinungsformen 
ist Die Trennung der Kirche Tom Staat darf 
nur die ultima ratio des Staates sein. Wehe dem 
Ultramontanismus, wenn er durch seine Entstellung 
und Schändung des Kircfaenzwecks dem Staat die 
idtima ratio regum in die Hand zwingt! 

Von dem entwickelten Gesichtspunkt aus er- 
giebt sich femer der Standpunkt zu der neuer- 
dings von M e j e r entwickelten Theorie von der 
„Freikirche^. Mejer hält nur zwei Formen des 
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VerhälinisBes von Staat und Kirche für an sich 

cousequent: das Verhältniss der Landeskirche, wie 
es sich in den protestantischen Territorien Deutsch- 
lands in der Reformationszeit entwickelt hatte, und 
das nach seiner Auffassung jetzt in Entwickelung 
begriffene Verhältniss der „Freikirche^« Das Ver« 
hdtniss der Landeskirche bedeutet die Regierung 
der Kirche durch den Staat; das Verhältniss der 
Freikirche die freie Selbstregierung der Kirche als 
eines privaten Qesinnungsvereins. Die Freikirche 
Mejer's ist die vom Staat getrennte Kirche, ist 
die Kirche, welche nur Friyatcorporation ist Die 
Entwickelung zur Freikirche ist nach dem Vorigen 
eine Entwickelung zur Aufhebung der Kirche 
im Eechtssinn. Die Landeskirche andererseits, die 
▼om Staat regierte Kirche, ist eine Kirche, welche 
integrirendes Glied des Staates, ist eine Kirche 
deren Verfassung Stück der Staotsverfiissnng, 
deren Gewalt in Folge dessen Stück der Staats- 
gewalt ist. Die Landeskirche bedeutet gleichfalls 
Aufhebung der Kirche im Rechtssinn, weil sie 
die Vernichtung der Kirche als eines selbstän- 
digen Organismus darstellt. Die Kirche als 
öffentliche Corporation, die Kirche im Rechtssinn, 
ist der Gegensatz der Freikirche wie der Lan- 
deskirche. Die Mittelstellung zwischen Landes- 
kirche und Freikirche, die Verbindung mit dem 
Staat (und damit Privilegirung durch den Staat), 
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und dennoch die Verscliiedenlieit vom Staat, wie 

sie von der modernen Entwickelung angestrebt 
wird, ist nicht, wie Mejer es auffassty eine äas- 
serliohe Vereinigung innerer Gegensätae, welche 
deshalb blosses Uebergangsstadium zu sein be- 
stimmt wäre, sondern ist gerade die normale Stel* 
lang der Earche zum Staat, welche durch den 
Begriff der Kirche wie des Staates gefordert 
ist Das Toleransprincip des modernen Staats, 
welches nach Mejer zur Behandlung derSorchei 
als Privatcorporation, d. h. nicht als Kirche führt, 
ergiebt lediglich die Consequenz, dass der Staat 
nicht blos eine Kirche, sondern mehrere Kir- 
chen als dem Kirchenzweck entsprechende, des- 
halb ihm ethisch gleichberechtigte, yon ihm zu 
privilegirende und zu beeinflussende Öffentliche 
Corporationen setzt. Das Toleranzprincip führt 
nicht zur Aufhebung des Elirchenbegiifb für das 
Recht, sondern lediglich zur Lösung der bisherigen 
durch den Staat nicht blos anerkannten, sondern 
regierten Landeskirche vom Staat, d. h. fährt zur 
Verschiedenheit von Kirche und Staat, und 
damit zur Entwickelung, nicht zur Aufhebung 
des Kirchenbegri£b. 

Die Kirche im Rechtssinn ist die vom Recht 
als mit dem Staat ethisch gleichberechtigt be- 
handelte Corporation zur Verwaltung der Heils- 
mittel. Es steht noch die Frage nach dem recht' 
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liehen Machtverhältniss zwischen Kirchenge walt 
und Staatsgewalt zur Verhandlung. Die Beaut- 
woitang auch dieser Frage ergiebt sich ans dem 
Begriff von Staat und Kirche, von Staatsgewalt 
und Kirchengewalt. 

Die katholische Kirche fordert die „Freiheit'' 
der Kirche. Sie versteht unter Freiheit der Kirche 
nicht blos, dass die Kirchengewalt der Staatsge- 
walt nicht untergeordnet sondern, dass die 



So könnte es nach einigen Aeoaaenmgen scheinen. 
So Z.6. nach der Besch werdeschrift des apostolischen Stuhls 
gegen YerfQgungen der churförstlich pfÜshayerisehen Be- 
gienuig Y. J. 1803. (Gravamina oatholicae Beligionis et 
Eedesiae), gedmokt als Anhang III. der Sehrift »Ooncordat 
und CSonstitutionseid in Bayern« S. 190.: duas potesta- 
tes a se invioem distinctaa, in se perfectaa et snpremas 
in ordine sno, ecdesiasticam et politicam. Anf diese 
Stelle bezieht sich neuerdings der Bischof Ignatius von Be- 
gensbnrg in seinem Hlrtensohreiben an den den» seiner 
BiOcese vom 28. Octoher 1870. (Archiv f. kathol. Kirchen- 
recht, Bd. 25., S. XY.), wo es hdsst: es sei »stetige £ir- 
chenlefare«, dass die »weltliche Gewalt in ihrer Ord« 
nung die höchste« sei, allerdings mit dem hinzugefugten 
Vorbehalt, dass als »geoffenbarte Wahrheit« von der Kirche 
festgehalten werde , »dass das Irdische dem Himmlischen, 
das Zeitliche dem Ewigen, das Natürliche dem üeberuatür- 
lichen sich unterordnen müsse, und dass Fürsten wie Völker 
von dem göttlichen Gesetz nicht exemt, sondern bei Ordnung 
und Verwaltung des ihnen unterf^cbenen Zeitlichen danach 
zu handeln verpflichtet seieii<^. Ebenso die deutschen Bi- 
schöfe in ihrem Hirtenbrief an den Clerus vom Mai 1871.: 
Der Papst hat die Fülle der geistlichen Gewalt, aber diese 
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Eirchengewalt der Staatsgewalt übergeordnet 

sei ^^}. Die katholische Kirche will heute wie zu 
den Zeiten Gregors VII. und Bonifaa VIII. die 
Vereinigung beider Schwerter, der weltlichen 
und der geistlichen Gewalt in der Hand der Kir- 
che^*). Das letzte Ziel der katholischen Kirche 
ist, nicht bloss Universalkirche , sondern Uni- 
versalötaat zu sein. 

Die £archenfreiheit im Sinn der katholischen 

geiBtliche Gewalt ist »keineswegs schrankenlos. Sie ist 
' beschränkt durch die geoffenbarte Wahrheit — ; sie ist 
bcBChränkt durch die göttliche geoffenbarte Lehre, dass es 
neben der kirchlichen auch eine bürgerliche Ordnung giebt, 
neben der geistlichen auch eine weltliche Gewalt, 
welche ihren Ursprung von Gott bat, welche in ihrer 
Ordnung die höchste ist, und weldier man in allen 
sittlich erlaubten Dingen dieser Ordnung — . gehorchen 
musB«. Auch hrär ist übrigens der Vorbehalt unzweideutig 
ausgedrückt 

IKe Belege sind in der reichen GonoilsUteratur neuer- 
dings häufig zusanunengesteUt worden. Die Bulle Boni^Yin. 
TJnam sanctam wird bekanntlich auch von ultramontaner 
Seite als ex cathedra erlassen angesehen. 

Interessant ist in difw Hinsicfat die Ton DöUin- 
ger in seiner Erklärung an äen. Erzbisehof Ton München- 
Freysing v. 28. März 1871. citirte Stelle der Civiltk catto- 
lica vom 18. März 1871. p. 664.: »Der Papst ist oberster 
Richter der bürgerlichen Gesetze. In ihm laufen die beiden 
Gewalten , die geistliche und die weltliche in ihrer Spitze 
zusammen, denn er ist Stellvertreter Christi, welcher nicht 
nur ewiger Priester, sondern auch Könif]^ der Könige imd. 
Herr der Herrschenden ist« — »der Papst int kraft seiner 
hohen Würde auf dem Gipfel beider Gewalten.« 
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Kirche widerspricht dem Wesen der Kirche. 

Die Kirche ist Heilsanstalt ^ nicht Machtanstalt. 
Sie ist nicht um der Gewalt willen da. Die Kirchen* 
gewalt ist nicht Zweck der Kirche, sondern nur 
Mittel für die Zwecke der Kirche. 

Die Kirchenge walt soll lediglich die Heils- 
mittelverwaltnng ermöglichen. Sie soll nur der 
Kirche dienen, nicht der Gesellschaft. Sie soll 
nur den kirchlichen Organismus zusammenhalten, 
nicht die gesammten Machtverhältnisse beherraohen. 
Weil die Kirche Heilsanstalt, nicht Machtanstalt 
ist, ist die Kirchengewalt begrifflich nicht die 
höchste Gewalt. 

Der Staat ist seinem Wesen nach Machtan- 
stalt Der Staat ist um der Gewalt willen da, ist 
da, damit ein Herr über den sämmtlichen Macht- 
verhältnissen des menschlichen üemeinlebens ord- 
nend stehe. Die Staatsgewalt ist begrifflich die 
höchste Gewalt, ist da, damit jegliche Macht 
innerhalb des menschlichen Geiiieinlebens ihr unter- 
than sei. Und die Kirchengewalt macht keine 
Ausnahme von diesem Satz. Der Staat ist 
dazu da, damit auch die Kirchenge- 
walt seiner Gewalt unterthan sei. 

Die Ktfchenfreiheit im Sinn der katholischen 
Kirche, nicht blos sofern sie die lieber Ordnung 
der Kirchengewalt über die Staatsgewalt, sondern 
auch sofern sie nur die Niohtunterordnung der 

4 
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Ei'rohengewalt unter die Staatsgewalt, die recht- 
liche Gleichberechtigung , d. h. die gleiche 
Sott veränetät von Staatsgewalt und Kirchen- 
gewalt fordert, widerspricht dem Wesen der 
Kirche wie des Staats. Der Staat ist gerade dazu 
da, damit er die höchste Macht| d. h. der ein- 
sige Sonverftn über den Machtverhältnissen 
des menschlichen Lebens sei. 

Die Kirche bildet keinen Staat über dem 
Staate, sie bildet keinen Staat neben dem Staate; 
sie ist eine Corporation imStaat. Durch 
den SatZ| dass die Kirche eine Corporation und 
zwar eine öfientliche Corporation ist, ist ihr Tolles 
Verhältniss zum Staat gegeben. Vorhin ist her- 
vorgehoben, dass die Staatsgewalt nicht Eärchen- 
gewalt, dass die Kirchengewalt deshalb nicht Ote» 
walt des Staates, sondern Selbstregierungsgewalt 
der Kirche, d. h. nicht Staatsgewalt, sondern Cor* 
porationsgewalt sei. Hier begegnet uns die Kehr- 
seite des Satzes : so wenig die Staatsgewalt Kirchen- 
gewalt, so wenig ist die Kirchengewalt Staatsge- 
walt. Die Kirchengewalt ist Corporationsgewalt, 
und nur Corporationsgewalt. Die Kircheugewalt 
ist als Corporationsgewalt derOegensatz zu 
der Staatsgewalt; d. h. zu der höchsten Gewalt. 
Die Corporationsgewalt ist begrifflich eine unter- 
thane Gewalt. Die Kirchengewalt , ethisch mit 
der Staatsgewalt gleichberechtigt, ist der Staats* 
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gewalt rechtlich nicht gleichgeordnet , sondern 
untergeordnei 

So folgt die Eirclienhoheit (jus circa aacra) 
des Staates über die Kirche, welche von der ka- 
tholischen Kirche geläugnet wird, aus dem Begriff 
des Staates wie der Kirche, ans der Thatsache, 
dass die Kirche nicht Staat, sondern nur Kirche 
ist^ dass auch für die Kirche der Satz gilt : gebet 
dem Kaiser, was des Kaisers ist Wir kOnnen 
die Kirchenhoheit des Staates nicht besser wieder- 
geben als durch die aus dem Vorigen sich erge- 
bende Formel, dass auch die Kirche m den ün- 
terthanen des Staates zählt. 

Kraft seiner Kirchenhoheit ist der Staat be- 
rechtigt, von sich aus ohne Consens der Kirche 
(d. h. ohne Concordat) die Stellung der Kirche 
zum Staat und 2sum Recht überhaupt 2U bestim- 
men. Die Gesetzgebung über die äussere Stellung 
der Kirche ist Staatsgesetzgebung. Der Staat 
entscheidet, ob die Kirche eine öfientliche Corpo- 
ration oder nur eine Privatcorporation darstellt. 
Die katholische Kirche beansprucht, ihre Stellung 
zum Staat durch ihr eigenes Recht zu normiren. 
Die katholische Kirche tritt damit in Widerspruch 
gegen den Begriff der Kirche. Kraft seiner Kir- 
chenhoheit ist der Staat ferner berechtigt, Vereins- 
polizei gegen die Kirche zu üben , die Ausübung 
der Kirchengewalt seitens der Kirche zu über- 
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wachen, Ausschreitangen der Kircbengewalt zu 

unterdrücken. Die katholische Kirche läugnet die 
KirchcDpolizeigewalt des Staate«. Sie läognei eine 
Conseqnenz des Rirchenbegriffis. 

Es braucht nicht hervorgehoben zu werden, 
dass die Kirchenhoheit des Staates aus dem Wesen 
der fijTche als Oorporation schlechthin folgt, sei 
sie öffentliche oder Privatcorporation. Auch die 
Privatcorporation unterliegt der staatlichen Poliaei. 
Dagegen yenuag der Staat die Beeinflussung der 
Kirchengewalt, jura in sacra, wie früher gezeigt, 
nnr der Kirche gegenüber^ welche öffentliche Cor- 
poration ist, zu fordern. Hier handelt es sich um 
eine Beschränkung der Kirchengewalt , welche 
Wirkung der Privilegirung der Kirchengewalt ist, 
dort nicht um Beschränkung der Kirchengewalt, 
sondern nur um Realisirang der aus der Unter- 
thaneneigenschafi jedes Vereins folgenden Staats- 
gewalt. Die Kirchenhoheit des Staates ist keine 
Minderung der Kirchengewalt, sondern nur Aus- 
druck der GränzCi welche durch den Begriff 
der Kirchengewalt gegeben ist. 

Das Vorige können wir dahin zusammenfassen, 
dass das Verhäitniss von Staat und Kirche kein 
völkerrechtliches, sondern ein staats- 
rechtliches ist. Völkerrechtlich ist das Ver- 
häitniss zweier souv^äner Gewalten, deren Macht- 
verhältniss, gerade weil Beide souverän sind, nicht 
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durch Rechtsgesetz, sondern durch Ejriegsgesetz 
sich entscheidet. Das Machtverhältniss von Staat 
und Kirche ist ein durch Rechtssätse be- 
stimmtes Machtverhältniss. Die Kirche steht dem 
Staat rechtlich nicht gleich gegenüber. Die 
Kirche ist nicht fohig, völkerrechtlich mit dem 
Staat zu paciisciren. Die Concordate sind nicht 
völkerrechtliche Verträge, sondern nur der Aus- 
druck eines juristisch irrelevanten ConsenseB der 
Kirche zu einem staatlichen Gesetzgebungsact. 
Die Kirche ist ebenso nicht fähig, völkerrechtlich 
mit dem Staat Krieg zu führen. Die Auf* 
lehnung der Kirche gegen den Staat ist keine 
rechtlich zulässige Kriegserklärung der einen sou- 
veränen Macht gegen die andere, sondern Em- 
pörung, Unterthanen-Empörung , und deshalb 
Rechtsbruch, gerade wie der Conseus der Kirche 
zu der staatlichen Gesetzgebung über das Ver- 
hältniss von Staat und Kirche Unterthanen-Con- 
sens, und deshalb rechtlich gleichgültig ist. Die 
Kirche, welche aggressiv gegen den Staat vorgeht, 
ist im Unrecht, nicht blos vom Standpunkt des 
Staates, sondern vom absoluten Standpunkt aus. 
Der Staat ist berechtigt, die Kirche zu überwin- 
den, nicht blos kraft seiner physischen Gewalt, 
sondern von Rechtswegen. Der Kampf des 
Staates gegen die Kirche ist kein Krieg im Rechts- 
Bimii sondern ein Kampf des Rechtes gegen d^$ 
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Unrecht, ist die VoliBtreckung dee Rechtss ataes, 

welcher die Kirche als Unterthanin des Staates 
setzt, ist Execution, nicht Eroberung. 

In diesen Sätzen ist die LGstmg, und zwar 
die rechtliche Lösung des Conflictes zwischen 
Staatsgewalt und Kirchengewalt enthalten, zugleich 
aber auch die ganze Schwere des Conflicts. Es 
ist ein Kampf des Staates als der höchsten sitt- 
lichen Gewalt nicht gegen die Mächte der Un- 
sittlichkeit, sondern gegen eine andere sittliche 
Gewalt, ein Kampf, in welchem eine ethische 
Macht, die Kirche, sich in Widerspruch mit einem 
ethischen Gesetz, dem Rechtsgesetz, befindet, 
in welchem auf beiden Seiten die sittliche Ueber- 
zeugung, die Mächtigste der idealen Mächte, die 
Herzen der Kämpfer zu immer neuem Kampf er- 
regt. Es ist ein Kampf keinem anderen gleich, 
wohl dazu angethan, einen Mann in seinen inner- 
sten Grnndyesten zu erschüttern, in welchem es 
darauf ankommt, aus dem anscheinenden Wider- 
streit der sittUchen Gehorsamspflichten gegen den 
Staat and gegen die Kirche den rechten Ausweg, 
die rechte Lösung zu gewinnen. Wir finden diese 
Lösung in dem Satz, welcher den Grundgedanken 
unserer ganzen Darstellung bildet, dass die Kir- 
che dem Staat ethisch gleichgeordnet, 
rechtlich untergeordnet ist 
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